
Seit 2022 sind fast vier Millionen Menschen aus 
dem Ausland nach Deutschland eingewandert. 
Noch nie in der Geschichte der BRD sind inner-
halb so eines kurzen Zeitraums so viele Men-
schen gekommen. Abzüglich der Wegzüge ist die 
deutsche Bevölkerung seitdem um 1,8 Millionen 
Menschen gewachsen. Das ist mehr als in den 
Jahren 2015 und 2016 zusammen, dem letzten 
Höhepunkt einer massiven Fluchtbewegung.

Bereits seit langem fehlt es an allem Ecken und 
Enden: Kitaplätzen für Kleinkinder, Schulplätzen 
für Minderjährige, Lehrkräfte, welche die großen 
Klassen managen, bezahlbarer Wohnraum, Ter-
mine bei Ämtern usw. Viele Menschen merken 
das in ihrem Alltag. Und wenn wir mit mehr Men-
schen in Deutschland leben, dann wird es natür-
lich noch knapper.

Aber ist das ein Naturgesetz? Natürlich nicht!

→ Geld für Bildung statt für Bomben! 
Gut ausgebaute Kita- und Schulplätze für alle!

→ Bezahlbarer Wohnraum jetzt!

SIE VERSUCHEN UNS 
GEGENEINANDER AUFZUHETZEN
Jahrelang haben kapitalistische Parteien diese 
gesellschaftlichen Bereiche systematisch ver-
nachlässigt. Das „Recht auf einen Kitaplatz“ ist 
ein schlechter Scherz, Klassen sind seit Jahren 
übervoll und die Mieten explodieren, während 
die Regierung nur zuschaut.

Als eines der reichsten Länder der Welt fehlt es in 
Deutschland dafür aber nicht an Geld. Das echte 

Problem: Die Regierung dient nicht den Interes-
sen der Bevölkerung, sondern sie hilft den 
Reichsten noch mehr Reichtum anzuhäufen. 
Deshalb scheffeln Konzerne Milliarden an Euros 
während die Regierung bei Bildung kürzt oder 
knausert was das Zeug hält.

Wie reagiert nun die Politik? Dass sie ihre Fehler 
zugeben, darauf kann man nicht hoffen. Aber die 
Ampel reagiert nun noch widerwärtiger: Sie ver-
sucht uns gegeneinander auszuspielen!

Es kommen zu viele“, es gebe eine „Überforde-
rung“ in den Kommunen – das hört man derzeit 
durchweg in Medien und zuletzt auch von Bun-
deskanzler Olaf Scholz (SPD). Gemeint sind Men-
schen, die aus dem Ausland nach Deutschland 
zuwandern. Der Grund für unsere Probleme sol-
len also Migrant:innen sein?

Das ist ein Schlag ins Gesicht für alle Arbeiter:in-
nen mit migrantischen Wurzeln, die jeden Tag in 
deutschen Fabriken, auf den Straßen, auf dem 
Bau, in der Reinigung, in den Krankenhäusern 
schuften und für alle ihre Freund:innen, Arbeits-
kolleg:innen und Bekannten, deren Gehirn vergif-
tet werden soll.

Das Ziel dieser Politik ist klar: 

1. Es soll von den wahren Problemen – den 
Fluchtursachen – abgelenkt werden;

2. Unsere Klasse soll durch rassistische Propa-
ganda gegeneinander aufgehetzt werden.

3. Migration soll nur noch im Interesse der deut-
schen Milliardär:innen und dem deutschen Im-
perialismus stattfinden.

NEIN ZU ABSCHIEBEGESETZ 
UND „GEAS“-REFORM!

Fluchtursachen stoppen, 
Rassismus bekämpfen,

Imperialismus beenden!



FLUCHTURSACHEN STOPPEN!
Warum ist die Zahl der Menschen, die nach 
Deutschland fliehen in den letzten Jahren so 
stark angewachsen? Medien versuchen uns zu 
verklickern, es läge daran, dass man hier ein so 
"tolles Sozialsystem" habe, und die Menschen 
sich hier auf eine „soziale Hängematte“ freuen 
würden. Doch die Hauptursachen für Flucht und 
Migration sind Kriege und Krisen! Das sehen wir 
auch in den letzten zwei Jahren. Etwa 1,1 Millio-
nen Menschen sind aus der Ukraine geflohen. 
Dies ist der Großteil der neu zu gewanderten, 
auch wenn in den Medien aus rassistischen und 
Kriegsinteressen versucht wird, ein anderes Bil-
der zu zeichnen. Bei den übrigen Menschen kom-
men die meisten Schutzsuchenden aus den 
Ländern Syrien, Afghanistan und der Türkei. Mit 
Blick auf die neu Schutzsuchenden machen die-
se vier Länder Ende 2022 etwa 92 Prozent aus.

Wenn wir uns diese Länder ansehen, sehen wir, 
dass die Menschen vor Kriegen fliehen und nicht 
weil sie es in Deutschland soviel „toller“ finden. 
Niemand verlässt einfach so sein Heimatland! 

Jedoch können wir sehen, dass die deutsche Re-
gierung überall ihre Finger mit im Spiel hat:

• In der Ukraine herrscht ein Stellvertreterkrieg 
zwischen NATO und Russland, der auch durch 
deutsche Waffenlieferungen weiter angeheizt 
wird.

• In Syrien begann 2011 ein Bürgerkrieg, der sich 
ebenfalls schnell zu einem Einflusskampf zwi-
schen Russland und der NATO ausweitete.

• In der Türkei unterstützt die deutsche Regie-
rung den NATO-Partner Erdogan systematisch 
in seinem Krieg gegen die Kurd:innen.

• In Afghanistan hatte die Bundeswehr selbst 
über ein Jahrzehnt ihre Soldat:innen vor Ort 
und hat der Bevölkerung letztendlich weder 
Frieden noch Demokratie, sondern einige 
Kriegsverbrechen gebracht.

Wenn wir über Zuwanderung und Flucht reden, 
dann müssen wir zu erst einmal darüber spre-
chen, wie die Fluchtursachen beendet werden 
können. Doch dazu will die deutsche Regierung 
lieber schweigen. Stattdessen werden die Flüch-

tenden zum „Problem“ erklärt.

Was ist das Ziel? Es geht vor allem darum, davon 
abzulenken, dass dieses kapitalistische System 
eine Welt hervorbringt, welche immer mehr Tei-
le der Welt unbewohnbar macht. Sei es durch 
Kriege, durch Umweltzerstörung oder ökonomi-
sche Verwüstungen. Und an all dem ist der deut-
sche Imperialismus direkt beteiligt. Zuletzt 
beschwört die Bundesregierung gerade die 
nächste Flüchtlingskrise hervor, weil sie bedin-
gungslos an der Seite der israelischen Kriegsre-
gierung steht. Dadurch sind bereits über eine 
Millionen neue Flüchtlinge geschaffen worden. 

→ Fluchtursachen bekämpfen: Rückzug der 
Bundeswehr aus allen internationalen Einsät-
zen!Schluss aller deutschen Waffenlieferungen 
ins Ausland!

RASSISTISCHE „MIGRATIONSGESETZE“ 
BEKÄMPFEN!
Doch weil die Regierung natürlich die Kriege we-
der stoppen noch abschaffen will, versucht sie 
vor allem einen Weg zu finden, mit der wachsen-
den Krisenlage umzugehen. Diese Linie der Re-
gierung dabei kann man so formulieren:

• "Das Recht auf Asyl bis zur Unkenntlichkeit ver-
stümmeln, sodass möglichst wenige kommen"

• "Zuwanderung so steuern, dass man die be-
kommt, die man will."

• "Diejenigen die bereits hier leben entweder 
schnell abschieben oder schnell in den Ar-
beitsmarkt integrieren"

Diese Politik versucht die Ampel derzeit durch 
zahlreiche Gesetzesänderungen und Einführun-
gen neuer Gesetze umzusetzen. 

RECHT AUF ASYL BIS ZUR UNKEN-
NTLICHKEIT VERSTÜMMELT
Ein Großteil der Asylgesetzgebung findet mittler-
weile auf EU-Ebene statt. Nun ist eine Großre-
form des „Gemeinsamen Europäischen 
Asylsystems“ (GEAS) geplant. Im Juni und Oktober 
stimmte die Bundesregierung hier dem „EU-Asyl-
kompromiss“ und damit der massivsten Ein-
schränkung des EU-Asylrechts jemals zu. 
Demnach sollen Asylverfahren in Zukunft für 



Menschen, bei denen nur 20% oder weniger der 
Asylanträge angenommen werden, verpflichtend 
an den EU-Außengrenzen durchgeführt werden. 
Praktisch bedeutet das, dass Menschen die vor 
Krieg und Vertreibung fliehen erst mal einge-
sperrt und interniert werden, bis ihr „Asylgrund 
geprüft“ ist – das gilt auch für Kinder mit ihren El-
tern. Natürlich kann dort medizinische Versor-
gung oder rechtliche Beratung und anwaltliche 
Vertretung nicht sichergestellt werden.

Zudem ist geplant, dass einige Asylverfahren so-
gar in einem „sicheren Drittstaat“ durchgeführt 
werden können – Fliehende sollen also noch 
nicht mal europäischen Boden betreten dürfen. 
In solchen „Drittstaaten“ herrschen oft schlechte 
Lebensbedingungen, Geflüchtete sind (nicht-) 
staatlicher Verfolgung ausgesetzt und müssen 
rechtswidrige Abschiebungen in Länder wie Af-
ghanistan und Syrien befürchten. Noch ist die 
EU-Asylreform nicht beschlossene Sache, son-
dern es steht noch eine Einigung im Europäi-
schen Parlament aus. Dies soll bis zum April 
2024 noch stattfinden.

Doch die Angriffe, die in Stellung gebracht wer-
den, gehen bereits weiter. So stellte etwa der 
CDU-Spitzenpolitiker Jans Spahn offen die Genfer 
Flüchtlingskonvention und die Europäische Men-
schenrechtskonvention und damit überhaupt ein 
Grundrecht auf Asyl in Frage. Stattdessen solle 
Deutschland einfach feste Kontingente von Men-
schen pro Jahr aufnehmen – und damit Basta. So 
steht es also um die angebliche „Menschen-
rechtsdemokratie Deutschland“!

NUR „NÜTZLICHE“ MENSCHEN FÜR 
„DEUTSCHLAND“
Auch wenn die Ampel-Regierung von solchem 
krassen Vorgehen offiziell Abstand nimmt, geht 
ihre Politik in eine ähnliche Richtung. Mit dem 
„Fachkräfteeinwanderungsgesetz“ und der Re-
form des Staatsangehörigkeitsrechts sollen ge-
zielt hochqualifizierte Fachkräfte aus anderen 
Ländern abgeworben und nach Deutschland ge-
holt werden. 

Bei denjenigen Menschen, die bereits in 
Deutschland leben und hier arbeiten, aber auf-
grund des miserablen Asylrechts wenig Chance 

auf Aufenthalt haben, werden einige Erleichte-
rungen eingeführt. Anfang des Jahres etwa durch 
das „Chancenaufenthaltsgesetz“ sowie weiteren 
Aufenthaltsmöglichkeiten bei der Ausbildungs-
duldung. Einige dieser Maßnahmen im Aufent-
haltsrecht stellen auf individueller Ebene für die 
Betroffenen eine Verbesserung ihrer Lage dar. Im 
Gesamtkontext passen sie jedoch genau in die 
Ampel-Politik. Zum einen sollen die Menschen 
schnell soweit es geht in die kapitalistische Pro-
duktion integriert werden. Dies geschieht insbe-
sondere durch einfacheren Zugang zu 
Aufenthaltstiteln durch Ausbildung oder Aus-
übung einer qualifizierten Erwerbstätigkeit. Zum 
anderen geht es darum, den verschiedenen pro-
Geflüchteten-NGO’s ein paar Krümmel zuwerfen, 
an denen diese sich klammern, während zu-
gleich harte Maßnahmen für all diejenigen ge-
troffen werden, die noch nicht hier leben.

„ABSCHIEBEOFFENSIVE“ IM SPRECH DER 
NEOFASCHISTEN
Ergänzt werden die Maßnahmen mit einem 
Hochfahren von Repressionsmaßnahmen gegen 
Geflüchtete. Scholz will „endlich im großen Stil 
abschieben“ – so hat vor zehn Jahren vor allem 
die neofaschistische NPD gesprochen. 

Nun versucht die Regierung diese rechte Agenda 
durchzudrücken. Mit dem „Rückführungsverbes-
serungsgesetz“ als Teil des „Migrationspaket II“ 
sollen nächtliche Abschiebungen – auch bei Fa-
milien mit Kindern – ermöglicht werden. Zudem 
sollen willkürliche Hausdurchsuchungen durch 
die Polizei erlaubt sein. Außerdem sollen Perso-
nen, die auch nur im Verdacht stehen einer kri-
minellen Vereinigung anzugehören, sofort 
abgeschoben werden können. Was sich auf den 
ersten Blick nach einem Vorgehen gehen Mafia-
Strukturen anhört, ist tatächlich eine Maßnahme 
gegen politisch aktive Geflüchtete. Bei der „Letz-
ten Generation“ haben wir gesehen, wie schnell 
bereits kreativer Protest zu einer „kriminellen 
Vereinigung“ abgestempelt werden kann.

→  Nein zu „EU-Asylreform“ und dem „Rückfüh-
rungsverbesserungsgesetz“!

→  Schluss mit der Repression gegen Geflüchte-
te und der rassistischen Debatte!



IMPERIALISMUS BEENDEN, 
WIDERSTAND ORGANISIEREN
Die aktuellen Verschärfung in der Migrationspoli-
tik steht nicht für sich alleine. Sie reiht sich ein in 
Maßnahmen der Ampel-Regierung, den deut-
schen Imperialismus im Angesicht von Krisen, 
und Kriegen fit für den internationalen Konkur-
renzkampf zu machen. 

Dafür will man die EU durch eine gemeinsame 
„Asylpolitik“ stabilisieren und damit dieses 
Machtinstrument Deutschlands erhalten; dafür 
will man den eigenen Arbeitskräftemangel durch 
gezielte Zuwanderung ausgleichen; dafür will 
man „unnütze“ Geflüchtete so schnell es geht 
wieder loswerden; dafür will man die gesell-
schaftliche Debatte nach rechts verschieben – 
denn das dient auch den weiteren rückschrittli-
chen Maßnahmen. Dazu gehört etwa die massive 
Aufrüstung nach außen bei der Bundeswehr, aber 
auch die Zunahme der Einschränkung demokrati-
scher Rechte durch neue Polizei- und Versamm-
lungsgesetze. 

All das zeigt: Diese Regierung und das kapitalis-
tische System, was sie stützen, bietet keine Zu-
kunft für uns – egal welche Herkunft wir haben.

Sie können die Probleme nur verlagern, aber 
nicht lösen. Tatsächlich verschärfen sie die Situa-
tion nur immer weiter und treiben die Zuspitzung 

in Richtung noch mehr Flucht und noch mehr 
Krieg voran.

Als Föderation Klassenkämpferischer Organisa-
tionen rufen wir deshalb auf, für eine Verbesse-
rung der Lage bei Wohnraum, Kita- und 
Schulplätzen zu kämpfen und gegen die reaktio-
nären "Migrationsgesetze" – doch wir müssen 
noch weitergehen.

Als FKO gehen wir davon aus, dass wir grundsätz-
lich dieses imperialistisch-kapitalistische Sys-
tem überwinden müssen.  Eine gleichberechtigte 
Zusammenarbeit zwischen verschiedenen  Län-
dern, deren Beziehungen nicht auf Ausbeutung, 
Unterdrückung und Krieg, sondern auf Solidarität 
aufgebaut sind, ist nur mit dem Sozialismus 
möglich. Dies erscheint derzeit als eine entfernte 
Utopie – doch es ist realistischer, als eine Ant-
wort von dieser Regierung und diesem System zu 
erwarten.

Erst in so einer sozialistischen Gesellschaft wer-
den wir eine Welt haben, in der niemand mehr 
fliehen muss, eine Welt, in der Rassismus und 
Kriegstreiberei zurückgedrängt sind, in der der 
Reichtum der Gesellschaft alle und nicht nur ei-
ner winzigen Minderheit zu gute kommt.

Fluchtursachen stoppen, 

Rassismus bekämpfen, 

Imperialismus beenden!
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